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Sonderdruck

»Ohne Moos nix los« – 
Inklusion nur für Reiche?
Partizipationschancen brauchen eine materielle Basis

Zusammenfassung Heute lässt sich kaum mehr leugnen, dass die Armut zur Mitte der Gesellschaft 
vordringt und sich verfestigt. In einem reichen Land wie der Bundesrepublik bedeutet Armut 
erheblich mehr, als wenig Geld zu haben. Sie impliziert nämlich auch und vor allem, von attrak-
tiven Gütern und Dienstleistungen ausgeschlossen zu sein, die in Anspruch nehmen zu können für 
Mitglieder der »guten Gesellschaft« normal ist. Dies gilt beispielsweise im Hinblick auf folgende 
Schlüsselbereiche des modernen Alltags: Bildung, Freizeit/Sport und Kultur. Zu einer Zeit, in der 
Geld nicht bloß so wichtig ist wie noch nie, um am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben, sondern 
auch so ungleich verteilt ist wie noch nie, weil sich Einkommen und Vermögen stärker als vorher 
bei einem besonders kapitalkräftigen Bevölkerungsteil konzentrieren, fehlt immer mehr Men-
schen, die arm oder von Armut bedroht sind, die Möglichkeit zur gesellschaftlichen, politischen 
und sozialen Partizipation. Wenn man unter Inklusion die gleichberechtigte Teilhabe der Men-
schen mit Behinderungen wie aller übrigen Wohnbürger am gesellschaftlichen Leben versteht, 
z. B. an Bildungsprozessen, kulturellen und sportlichen Ereignissen sowie den politischen Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozessen eines Landes, brauchen die Armen zu ihrer Verwirklichung 
genügend materielle Ressourcen und erheblich mehr Finanzmittel, als sie der Wohlfahrtsstaat 
nach seinem »Um-« bzw. Abbau gewährt. So beträgt der Hartz-IV-Regelsatz für Alleinstehende 
399 Euro (plus Miet- und Heizkosten), was kaum ausreicht, um in einer hoch entwickelten 
Wohlstands- und Konsumgesellschaft würdevoll und damit verfassungsgemäß zu leben.

Autor: Christoph Butterwegge 
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»Ohne Moos nix los« – 
Inklusion nur für Reiche?
Partizipationschancen brauchen 

eine materielle Basis

Zusammenfassung Heute lässt sich kaum mehr leugnen, dass die Armut zur Mitte der 
Gesellschaft vordringt und sich verfestigt. In einem reichen Land wie der Bundesrepublik 
bedeutet Armut erheblich mehr, als wenig Geld zu haben. Sie impliziert nämlich auch 
und vor allem, von attraktiven Gütern und Dienstleistungen ausgeschlossen zu sein, die 
in Anspruch nehmen zu können für Mitglieder der »guten Gesellschaft« normal ist. Dies 
gilt beispielsweise im Hinblick auf folgende Schlüsselbereiche des modernen Alltags: 
Bildung, Freizeit/Sport und Kultur. Zu einer Zeit, in der Geld nicht bloß so wichtig ist wie 
noch nie, um am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben, sondern auch so ungleich verteilt 
ist wie noch nie, weil sich Einkommen und Vermögen stärker als vorher bei einem 
besonders kapitalkräftigen Bevölkerungsteil konzentrieren, fehlt immer mehr Men-
schen, die arm oder von Armut bedroht sind, die Möglichkeit zur gesellschaftlichen, 
politischen und sozialen Partizipation. Wenn man unter Inklusion die gleichberechtigte 
Teilhabe der Menschen mit Behinderungen wie aller übrigen Wohnbürger am gesell-
schaftlichen Leben versteht, z. B. an Bildungsprozessen, kulturellen und sportlichen 
Ereignissen sowie den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen eines 
Landes, brauchen die Armen zu ihrer Verwirklichung genügend materielle Ressourcen 
und erheblich mehr Finanzmittel, als sie der Wohlfahrtsstaat nach seinem »Um-« bzw. 
Abbau gewährt. So beträgt der Hartz-IV-Regelsatz für Alleinstehende 399 Euro (plus 
Miet- und Heizkosten), was kaum ausreicht, um in einer hoch entwickelten Wohlstands- 
und Konsumgesellschaft würdevoll und damit verfassungsgemäß zu leben.

  Armut und soziale Exklusion

»Armut« ist ein relationaler Begriff, der 
nur im Verhältnis zu jener Gesellschaft ei-
nen Sinn ergibt, in der ein davon Betroffener 
lebt. Bewährt hat sich die grundlegende Un-
terscheidung zwischen absoluter, extremer 
oder existenzieller Armut einerseits und 

relativer Armut andererseits. Von »absoluter 
Armut« spricht man dann, wenn es Men-
schen nicht schaffen, ihre Grundbedürfnisse 
zu befriedigen, ihnen also ausreichend Nah-
rung, Wasser, Kleidung, Obdach, Heizung 
und/oder medizinische Versorgung fehlen. 
Richard Hauser (2008, S. 68) weist darauf 
hin, dass selbst das physische Existenzmi-

nimum und damit die Grenze zur absoluten 
Armut nur schwer festzulegen ist, weil sie 
beispielsweise davon abhängen, ob es sich 
um ein warmes oder um ein kaltes Land 
handelt, in dem jemand lebt. Außerdem 
spielten kulturelle bzw. religiöse Tabus im 
Hinblick auf die Frage, was gegessen und ge-
trunken werden darf, eine Rolle: »Selbst eine 
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absolute Armutsgrenze kann also nur relativ 
im Hinblick auf die natürliche Umgebung 
und die Gesellschaft, in der die Menschen 
leben, bestimmt werden.«

Arm ist aber nicht bloß, wer für eine längere 
Zeit das physische Existenzminimum für 
sich und seine Familie kaum zu gewährleis-
ten, sondern auch, wer aufgrund materiel-
ler Defizite nicht einmal annähernd den 
durchschnittlichen Lebensstandard jener 
Gesellschaft, in der er lebt, zu sichern ver-
mag. Von »relativer Armut« spricht man 
dann, wenn Lebensstandard und Lebens-
bedingungen von Menschen zu weit unter 
dem durchschnittlichen Lebensstandard 
und den durchschnittlichen Lebensbedin-
gungen in einem Land liegen. Vor allem 
in Frankreich wird die Armut bereits seit 
längerer Zeit mit sozialem Ausschluss (ex-
clusion) in Verbindung gebracht. Damit 
tragen die dortigen Sozialwissenschaftler 
der Tatsache Rechnung, dass sich Armut 
selten in Unterversorgungslagen erschöpft, 
sondern darüber hinaus meistenteils durch 
gesellschaftliche Ausgrenzungspraktiken 
gekennzeichnet ist, unter denen die Betrof-
fenen häufig noch stärker zu leiden haben 
als unter materiellen Entbehrungen. Mar-
ginalisierung, Stigmatisierung und Krimi-
nalisierung gehörten immer schon zu den 
eng mit Pauperisierung verbundenen Pro-
zessen. Selbst Robert Cas tel (2008, S. 69) als 
einer seiner Hauptprotagonisten beklagt 
jedoch mittlerweile die Inflationierung 
des Exklusionsbegriffs, der zu einem »All-
zweckwort« degeneriert sei.

Martin Kronauer (2002, S. 11) hebt hervor 
»dass anhaltende Arbeitslosigkeit, Unter-
beschäftigung und Armut eine neue gesell-
schaftliche Spaltung hervorbringen, und 
dass sich diese Spaltung im Ausschluss von 
wesentlichen Teilhabemöglichkeiten an 
der Gesellschaft niederschlägt«. Kronauer 
(1999, S. 69 f.) hält den Exklusionsbegriff für 
missverständlich und mehrdeutig, weshalb 
er seinem »mystifizierenden Gebrauch« 
entgegentrat und ihn für bestimmte Fälle 
reservierte: »Exklusion führt dann in eine 
eigenständige soziale Lage hinein, wenn 
die Abhängigkeit von öffentlicher Fürsorge 
anhält, weil die Betroffenen an der ökono-
mischen Produktion und Reproduktion der 
Gesellschaft nicht teilnehmen, im ökono-
mischen Sinne ›überflüssig‹ geworden sind, 
aber auch sonst – und diese weitere Bedin-
gung ist wichtig – keinen positiv definierten 
Platz in der Gesellschaft (Rentner, Vorruhe-
ständler etc.) einnehmen können.«

Olaf Groh-Samberg (2009, S. 82) bewertet 
das Konzept der sozialen Exklusion posi-
tiv, weil es die Armutsproblematik auf eine 
gesellschaftstheoretische Ebene hebe: »Es 
geht nicht mehr allein um die Gleichheit 
oder Ungleichheit von Ressourcen und Le-
bensstandards, sondern um das, was den 
sozialen Zusammenhalt ausmacht und die 
Einzelnen an die Gesellschaft bindet bzw. 
sie aus der Gesellschaft ausgrenzt.« Frag-
lich erscheint jedoch beispielsweise, ob die-
se Form der Exklusion überhaupt möglich 
ist und ob, wenn der Schwerpunkt auf die 
Innen-außen-Beziehung gelegt wird, der 
Oben-unten-Gegensatz noch angemessen 
berücksichtigt werden kann.

Arme sind zwar von materiellen, sozialen 
und kulturellen Ressourcen bzw. Beteili-
gungsmöglichkeiten ausgeschlossen, ste-
hen aber nicht außerhalb der Gesellschaft 
und ihrer für das menschliche Leben unver-
zichtbaren institutionellen Arrangements: 
»Gerade die Personengruppen, die auf Un-
terstützung bei der Bewältigung ihrer pre-
kären Lebenslage angewiesen sind, können 
sich den bürokratisierten Abläufen und 
rechtlichen Regelungen des Wohlfahrts-
staates nicht entziehen.« (Mogge-Grotjahn 
2008, S. 51) Frank Hillebrandt (2004, S. 125) 
argumentiert, dass die Systemtheorie von 
Niklas Luhmann, dem sich das Begriffspaar 
»Inklusion – Exklusion« verdankt, im Rah-
men der funktionalen Differenzierung das 
Grundproblem der sozialen Ungleichheit 
nicht adäquat erfassen könne. Er hält die 
Übertragung des Luhmann’schen Begriffs-
apparates auf das Problem der sozialen 
Ungleichheit für ein Missverständnis, dem 
der Bielefelder Soziologe allerdings selbst 
Vorschub geleistet habe, weil seine System-
theorie suggeriere, dass Personen, die aus 
allen Funktionssystemen der Gesellschaft 
herausfallen, einer sozialen Exklusion un-
terlägen, die aber gleichzeitig durch die Ubi-
quität von Inklusion relativiert werde. Das 
von Systemtheoretikern wie Luhmann prä-
ferierte Begriffspaar »Inklusion/Exklusion« 
diene einer funktionalistischen Interpreta-
tion des Verhältnisses von Individuum und 
Gesellschaft, weshalb es sich nur sehr be-
dingt zur Analyse der sozial strukturierten 
Ungleichheit eigne und Luhmanns Konzep-
tion eine »ungleichheitstheoretische Lücke« 
aufweise.

  Die solidarische Bürgerversicherung als 
Kern eines inklusiven Sozialstaates

Wenn man Inklusion nicht bloß als sys-
temtheoretischen Schlüsselbegriff und (so-
zial)pädagogisches Prinzip, sondern auch – 
in sehr viel umfassenderem Sinne – als 
gesellschaftspolitisches Kernparadigma be-
greift, muss ein inklusiver Wohlfahrtsstaat, 
der eine gleichberechtigte Partizipation 
aller Gesellschaftsmitglieder bzw. Wohn-
bürger am gesellschaftlichen Reichtum wie 
am sozialen, politischen und kulturellen 
Leben ermöglicht, das Ziel sein. Statt eines 
»Um-« bzw. Ab- oder Rückbaus des Wohl-
fahrtsstaates, wie ihn seit der Weltwirt-
schaftskrise 1974/75 sämtliche Bundesre-
gierungen betreiben, wäre ein Ausbau des 
bestehenden Systems zu einer Sozialver-
sicherung aller Bürger nötig. Dabei geht es 
im Unterschied zu einem bedingungslosen 
Grundeinkommen nicht um einen System-
wechsel, sondern um eine genau durch-
dachte Weiterentwicklung des bestehenden 
Sozialsystems, verbunden mit innovativen 
Lösungen für Problemlagen, die aus den sich 
stark wandelnden Arbeits- und Lebensbe-
dingungen (Stichworte: Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes, Liberalisierung der Leih-
arbeit, Erosion des Normalarbeitsverhält-
nisses, Prekarisierung der Beschäftigungs-
verhältnisse, Auflösung der Normalfamilie 
sowie Pluralisierung der Lebens- und Liebes-
formen) resultieren.

An die Stelle der bisherigen Arbeitnehmer- 
muss eine allgemeine, einheitliche und soli-
darische Bürgerversicherung treten. Allge-
mein zu sein heißt, dass sie im Sinne einer 
Bürgersozialversicherung sämtliche dafür 
geeigneten Versicherungszweige übergreift: 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung 
müssten gemeinsam und nach denselben 
Organisationsprinzipien restrukturiert wer-
den. Selbst aus rein taktischen Erwägungen 
ist es nicht sinnvoll, die öffentliche Debat-
te über eine Bürgerversicherung auf einen 
Versicherungszweig zu beschränken, wie es 
viele Befürworter dieser Reformoption tun. 
Hingegen stellt die gesetzliche Unfallversi-
cherung insofern einen Sonderfall dar, als 
sie sich nur aus Beiträgen der Arbeitgeber 
(und staatlichen Zuschüssen) speist.

Einheitlich zu sein heißt in diesem Zusam-
menhang, dass neben der gesetzlichen 
Bürgerversicherung keine mit ihr konkur-
rierenden Versicherungssysteme existie-
ren. Private Versicherungsunternehmen 
müssten sich auf die Abwicklung bestehen-
der Verträge (Bestandsschutz), mögliche 
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Ergänzungsleistungen und Zusatzangebote 
beschränken. Damit bliebe auch nach der 
Gesundheitsreform neuen Typs ein weites 
Betätigungsfeld für die Privatassekuranz 
erhalten; ihre Existenz wäre also nicht ge-
fährdet.

Solidarisch zu sein heißt, dass die Bürgerver-
sicherung zwischen den ökonomisch unter-
schiedlich Leistungsfähigen einen sozialen 
Ausgleich herstellt. Nicht bloß auf Löhne 
und Gehälter, sondern auf sämtliche Ein-
kunftsarten (Zinsen, Dividenden, Tantiemen 
sowie Miet- und Pachterlöse) wären Beiträ-
ge zu erheben. Entgegen einem verbreiteten 
Missverständnis bedeutet dies nicht, dass 
Arbeitgeberbeiträge entfallen würden.

Nach oben darf es im Grunde weder eine Ver-
sicherungspflichtgrenze noch Beitragsbe-
messungsgrenzen geben, die es privilegier-
ten Personengruppen erlauben, in exklusive 
Sicherungssysteme auszuweichen und sich 
ihrer Verantwortung für sozial Benachteilig-
te (ganz oder teilweise) zu entziehen. Hin-
sichtlich der Beitragsbemessungsgrenzen 
stünde zumindest eine deutliche Erhöhung 
an. Umgekehrt müssen jene Personen finan-
ziell aufgefangen werden, die den nach der 
Einkommenshöhe gestaffelten Beitrag nicht 
entrichten können. Vorbild dafür könnte die 
gesetzliche Unfallversicherung sein. Dort 
dient der Staat quasi als Ausfallbürge für 
Landwirte, Unfall-, Zivilschutz- und Kata-
strophenhelfer sowie Blut- und Organspen-
der, aber auch für Kinder in Tagesbetreuung, 
Schüler und Studierende (vgl. dazu: Schlae-
ger/Linder 2011).

Bürgerversicherung heißt, dass alle Per-
sonen aufgenommen werden, und zwar 
unabhängig davon, ob sie erwerbstätig 
sind oder nicht. Da sämtliche Wohnbürger 
in das System einbezogen wären, blieben 
weder Selbstständige, Freiberufler, Beamte, 
Abgeordnete und Minister noch Ausländer 
mit Daueraufenthalt in der Bundesrepublik 
außen vor. Einerseits geht es darum, die Fi-
nanzierungsbasis des bestehenden Sozial-
systems zu verbreitern, andererseits darum, 
den Kreis seiner Mitglieder zu erweitern. 
Denn ihre wichtigste Rechtfertigung er-
fährt die Bürgerversicherung dadurch, dass 
sie den längst fälligen Übergang zu einem 
die gesamte Wohnbevölkerung einbezie-
henden, Solidarität im umfassendsten Sinn 
garantierenden Sicherungssystem verwirk-
licht.

Bürgerversicherung zu sein bedeutet schließ-
lich, dass es sich um eine Versicherungslö-

sung handelt, also gewährleistet sein muss, 
dass ihre Mitglieder, soweit sie dazu finanzi-
ell in der Lage sind, Beiträge entrichten und 
entsprechend geschützte Ansprüche erwer-
ben. Natürlich muss sich der Staat mit Steu-
ergeldern am Auf- und Ausbau einer Bürger-
versicherung beteiligen. Auf die öffentlichen 
Haushalte kämen dadurch erhebliche finan-
zielle Belastungen zu, die mit Hilfe einer so-
zial gerechteren, sich stärker an der ökono-
mischen Leistungsfähigkeit der Bürger orien-
tierenden Steuer- und Finanzpolitik leichter 
zu tragen wären. Dies gilt auch im Hinblick 
auf Sozialversicherungsbeiträge, wie sie vor 
allem die Bundesländer für ihre Beamten zu 
zahlen hätten, wenn diese in eine Bürgerver-
sicherung einbezogen würden.

Die skizzierte »Bürgerversicherung« wür-
de zum Einfallstor für einen Modell- bzw. 
Paradigmawechsel der Sozialpolitik, wäre 
sie nicht nach dem Versicherungsprinzip 
konstruiert, sondern ausschließlich oder 
überwiegend steuerfinanziert. Eine solida-
rische Bürgerversicherung bedeutet keinen 
Systemwechsel. Vielmehr verschwände der 
Widerspruch, dass sich fast nur abhängig 
Beschäftigte im sozialen Sicherungssys tem 
befinden und auch nur bis zu einem Mo-
natseinkommen von höchstens 6.050 Euro 
(2015). Über diese Bemessungsgrenze hi-
naus entrichten Versicherte (und ihre Ar-
beitgeber) überhaupt keine Beiträge zur 
Renten- und Arbeitslosenversicherung. Die 
gesetzliche Kranken- und die soziale Pflege-
versicherung können sie bei Überschreiten 
der Versicherungspflicht- bzw. -fluchtgrenze 
von 4.575 Euro (2015) sogar verlassen.

Mit dieser systemwidrigen Begrenzung 
der Solidarität auf Normal- und Schlechter-
verdienende muss die Bürgerversicherung 
brechen. Wohl das schlagendste Argument 
für die Bürgerversicherung liefert ihr hohes 
Maß an Gerechtigkeit und sozialem Aus-
gleich. Durch die Berücksichtigung anderer 
Einkunftsarten würde der Tatsache endlich 
Rechnung getragen, dass Arbeitseinkom-
men für einen Großteil der Bevölkerung 
nicht mehr die einzige und häufig nicht 
mehr die wichtigste Lebensgrundlage bil-
den. Daraus ergibt sich die Frage, warum der 
riesige private Reichtum nicht stärker an der 
Finanzierung des sozialen Sicherungssys-
tems beteiligt werden sollte.

Mittels der allgemeinen, einheitlichen und 
solidarischen Bürgerversicherung würden 
die Nachteile des deutschen Sozial(versi-
cherungs)staates kompensiert, ohne dass 
seine spezifischen Vorzüge liquidiert wer-

den müssten. Basieren könnte sie auf dem 
von Thomas H. Marshall (1992) kurz nach 
dem Zweiten Weltkrieg entwickelten Kon-
zept sozialer Staatsbürgerrechte. Eine sozi-
ale Bürgergesellschaft bindet die Teilhabe 
ihrer Mitglieder an soziokulturelle und ma-
terielle Mindeststandards, deren Gewähr-
leistung dem Wohlfahrtsstaat obliegt. Auf 
diese Weise würden soziale Sicherheit und 
Verteilungsgerechtigkeit gleichermaßen 
zum konstitutiven Bestandteil einer Form 
der Demokratie, die mehr beinhaltet als den 
regelmäßigen Gang zur Wahlurne, das leid-
liche Funktionieren des Parlaments und die 
Existenz einer unabhängigen Justiz. Es geht 
um die »sozialstaatliche Universalisierung 
der Bürgerrechte«, wie es Jürgen Habermas 
(1990, S. 192) formuliert.

  Eine bedarfsgerechte Grundsicherung 
als Ergänzung der Bürgerversicherung

Walter Hanesch, Peter Krause, Gerhard Bä-
cker, Michael Maschke und Birgit Otto (2000, 
S. 569) betrachteten die Einführung einer be-
darfsorientierten Grundsicherung im 2. Ar-
mutsbericht, den die Hans-Böckler-Stiftung, 
der DGB und der Paritätische Wohlfahrtsver-
band gegen Ende der 1990er-Jahre in Auftrag 
gegeben hatten, als Zwischenschritt auf dem 
Weg zu einer Volks- bzw. Bürgerversicherung: 
»Aufgabe eines solchen Systems wäre es, die 
versicherungsförmigen Leistungen bei den 
Standardrisiken Alter, Invalidität, Arbeits-
losigkeit oder Krankheit durch steuerfinan-
zierte Bedarfsleistungen zu ergänzen, um 
Armut nicht länger institutionell auszugren-
zen, sondern innerhalb der Institutionen zu 
bekämpfen, die bei dem betreffenden Risi-
ko bzw. Lebenstatbestand für die Sicherung 
zuständig sind.« Gleichzeitig betonten die 
Verfasser und die Verfasserin des Armuts-
berichts jedoch, »dass eine Grundsicherung, 
auch wenn sie gegenüber der bisherigen 
Sozialhilfe bessere Bedingungen aufweist, 
nur die zweitbeste Lösung gegenüber ausrei-
chenden und eigenständigen Versicherungs-
leistungen wäre« (ebd., S. 571).

Die allgemeine, einheitliche und solidarische 
Bürgerversicherung schließt eine bedarfs-
orientierte Grundsicherung für sämtliche 
Wohnbürger, die ausnahmslos Mitglieder 
des neuen, erweiterten Sicherungssystems 
sein sollten, ein. Sie muss deutlich über dem 
Niveau der heutigen Sozialhilfe liegen und 
eine weder durch Existenzangst bestimmte 
noch von Ausgrenzung bedrohte Teilhabe 
am gesellschaftlichen und kulturellen Leben 
ermöglichen.
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Damit die Bürgerversicherung auf der Fi-
nanzierungsseite wirken kann, muss eine 
Grund- bzw. Mindestsicherungsregelung 
auf der Leistungsseite das Risiko von Armut, 
Unterversorgung und sozialer Exklusion 
angehen. Nur durch einen Mindestlohn in 
existenzsichernder Höhe sowie eine be-
darfsgerechte, armutsfeste und repressi-
onsfreie Grundsicherung für Langzeiter-
werbslose lässt sich die Würde der Arbeit 
im vereinten Deutschland wiederherstellen. 
Durch den am 1. Januar 2015 in Kraft ge-
tretenen Mindestlohn wird höchstens eine 
weitere Lohnspreizung verhindert und der 
Niedriglohnsektor zwar nach unten abge-
dichtet, aber nicht eingedämmt oder gar 
abgeschafft, was jedoch nötig wäre, um Ar-
mut und soziale Ausgrenzung wirksam zu 
bekämpfen. Dies gilt in noch stärkerem Aus-
maß für das Problem der in Zukunft wahr-
scheinlich stark zunehmenden Altersarmut 
(vgl. hierzu: Butterwegge u. a. 2012).
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